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Situation der Flüchtlinge im Landkreis
Uckermark: Einblicke und

Herausforderungen
Der Landkreis Uckermark verzeichnet keine freien
Kapazitäten für neue Flüchtlinge, trotz geplanter

Unterkünfte.

In der Uckermark hat sich die Lage im Hinblick auf die Aufnahme
neuer Flüchtlinge kurzfristig beruhigt. Landrätin Karina Dörk
(CDU) berichtete gegenüber dem Uckermark Kurier, dass die
Zuweisung weiterer Asylbewerber durch das Land Brandenburg
derzeit nicht zu einem Anstieg der Aufnahmezahlen führt. Diese
Entwicklung ist insbesondere darauf zurückzuführen, dass die
Verteilung der geflüchteten Menschen vor mehr als einem Jahr
durch das Land neu organisiert wurde. Der damalige
Innenminister Michael Stübgen (CDU) erläuterte, dass es wichtig
sei, den Kommunen mehr Spielraum zu geben und deswegen
Personen ohne Aussicht auf einen Aufenthaltstitel in zentrale
Erstaufnahmeeinrichtungen zu verweisen, wo sie maximal 18
Monate bleiben dürfen.

Aktuell liegt das Aufnahmesoll für den Landkreis Uckermark bei
891 Menschen, doch zum Stichtag 31. Juli wurden lediglich 510
Personen untergebracht. Laut Kreispressesprecherin Ramona
Fischer zeigt sich, dass die insgesamt verfügbaren Kapazitäten
bald erschöpft sind, was besonders bei den noch fehlenden 381
Flüchtlingen zur Herausforderung wird. Viele von ihnen sind
alleinreisende junge Männer, die auf geeignete Unterkünfte
warten. Trotz geplanter Erweiterungen in Schwedt, Angermünde
und Prenzlau ist es kurzfristig nicht möglich, diese neuen
Einrichtungen zu nutzen.



Der Status der „Fehlbeleger“

Besonders bemerkenswert ist die Situation von 211 sogenannte
„Fehlbelegern“ in den Gemeinschaftsunterkünften. Diese
Personen haben die Möglichkeit, durch ihre
Aufenthaltsgenehmigung zu arbeiten und könnten somit
innerhalb der Gesellschaft eine eigene Wohnung beziehen. Dies
würde jedoch auch einen Wechsel von der Zuständigkeit des
Sozialamts zu den Jobcentern erfordern. Daher sucht der
Landkreis gemeinsam mit den Gemeinden nach Lösungen, um
diesen Flüchtlingen eine adäquate Unterkunft zu bieten. Für
kurzfristige Bedarfe bleibt die OSZ-Turnhalle in Schwedt im
„Standby-Modus“ als mögliche Option.

In der Diskussion um geeignete Unterkünfte werden auch die
alten Kasernen in der Berliner Straße in Prenzlau erwähnt.
Landrätin Dörk erklärt, dass erst Verhandlungen stattfinden,
wenn ein dazugehöriges Votum der Stadtverordneten vorliegt.
Ganz offensichtlich sollen bei der endgültigen Entscheidung zur
Errichtung einer zweiten Gemeinschaftsunterkunft im Bürohaus
Brüssower Allee 91 die Fehler des vergangenen Einkaufs
vermieden werden.

Begrenzte Kapazitäten in Prenzlau

Ein weiterer zentraler Punkt ist die Begrenzung der Anzahl der
maximalen Aufnahmeplätze in der neuen Unterkunft auf 130 bis
150. In der zweiten Hälfte des Gebäudes sind zudem Büros für
unterschiedliche Behörden sowie eine Niederlassung der
Akademie der Gesundheit vorgesehen. Die Fertigstellung und
damit die Bezugsfertigkeit sind jedoch nicht vor Oktober 2025 zu
erwarten.

Aktuelle Herausforderungen und
Perspektiven

Die Situation in der Uckermark verdeutlicht die komplexen



Herausforderungen, mit denen die Region hinsichtlich der
Flüchtlingsaufnahme konfrontiert ist. Angesichts der limitations
in der Wohnsituation und des begrenzten Angebots an
Unterkünften, bleibt abzuwarten, wie die zuständigen Behörden
und Kommunen diesen Herausforderungen künftig begegnen
werden. Es wird deutlich, dass die geplanten Maßnahmen zur
Schaffung neuer Wohnplätze langfristig angelegt sind und die
gegenwärtige Lage kurzfristig keine Entspannung verspricht.

Aktuelle Herausforderungen bei der
Flüchtlingsaufnahme

Die Situation der Flüchtlingsaufnahme im Landkreis Uckermark
ist geprägt von mehreren Herausforderungen, die nicht nur die
kommunalen Behörden, sondern auch die betroffenen
Gemeinden belasten. Die beschleunigte Bürokratie und die
steigenden Anforderungen an die Unterbringung führen oft zu
Überbelegungen in den vorhandenen Einrichtungen. Dies
geschieht trotz der Bemühungen des Landes, die Verteilung der
Migranten zu optimieren, um „Luft zu verschaffen“. Dennoch
bleibt das Aufnahmesoll ein kritischer Punkt für die Kommunen,
die an finanziellen und infrastrukturellen Limitierungen leiden.

Darüber hinaus stellt die Integration von Flüchtlingen mit
verschiedenen kulturellen Hintergründen eine Herausforderung
dar. In den Gemeinschaftsunterkünften, in denen die Flüchtlinge
untergebracht sind, müssen oft Lösungen für Sprachbarrieren
und unterschiedliche Erwartungen an das Zusammenleben
gefunden werden. Das fehlt momentan an Ressourcen für
Sprachkurse und Integrationsmaßnahmen, die essentiell für die
erfolgreiche Eingliederung sind.

Staatsfinanzierung und
Ressourcenverteilung

Die finanzielle Unterstützung für die Flüchtlingsunterbringung
hat sich in den letzten Jahren geändert, was auf



bundespolitische Entscheidungen zurückzuführen ist. Die
Kommunen erhalten zwar Mittel aus dem Flüchtlingsfonds,
jedoch sind diese oft nicht ausreichend, um alle anfallenden
Kosten zu decken. Deshalb wird in vielen Orten verstärkt nach
zusätzlichen Einnahmequellen gesucht, um die Infrastruktur und
sozialen Dienste zu stärken. Der Landrat von Uckermark hat
betont, dass eine enge Zusammenarbeit mit dem Land
Brandenburg notwendig ist, um diese finanziellen Engpässe zu
überwinden.

Darüber hinaus gibt es Bestrebungen, die Zusammenarbeit
zwischen den Ämtern und den sozialen Diensten zu verbessern,
was bisher oft nur in Ansätzen gelungen ist. Diese integrativen
Ansätze könnten entscheidend dazu beitragen, dass die
Flüchtlinge in ihre neuen Gemeinden besser integriert werden
können und dass die sozialen Spannungen gesenkt werden.

Langfristige Perspektiven für die
Flüchtlingsunterbringung

Die langfristigen Perspektiven für die Flüchtlingsunterbringung
in Uckermark hängen stark von der Verfügbarkeit geeigneter
Wohnformen und der kommunalen Akzeptanz ab. Die Stadt
Prenzlau erwägt mehrere Maßnahmen, um die Situation zu
verbessern. Dazu gehört auch der Ausbau bestehender
Immobilien und die Schaffung neuer Wohnräume, die den
Bedürfnissen von Flüchtlingen gerecht werden sollen. Die
Diskussion über die Nutzung ehemaliger Kasernenanlagen ist ein
Beispiel für solche langfristigen Planungen.

Ein weiterer Aspekt ist die Notwendigkeit von
Ausbildungsplätzen und Arbeitsmöglichkeiten für die Flüchtlinge,
die eine Integration in den Arbeitsmarkt anstreben. Lokale
Unternehmen werden zunehmend in die Verantwortung
genommen, um Praktika und Ausbildungsplätze anzubieten. Die
gewonnenen Erfahrungen durch erfolgreiche
Integrationsprojekte können dabei als Modell für zukünftige
Initiativen dienen und sollten adäquat unterstützt werden.



Details
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